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Ost-West-Disparitäten in Europa:  
Vergangenheit?
An- und Einsichten anhand von ESPON-Projekten
Im sozialistischen Teil Europas konnte man bis 1990 kaum an grenzenlose Freizügigkeit 
denken. 25 Jahre später verlaufen die Grenzen in Europa anders: Grenzen verschwanden 
und Grenzen entstanden. Die deutsche Einheit ist eng mit der europäischen Integration 
verbunden. Mit den Erweiterungsrunden sind viele postsozialistische Regionen in den EU-
Binnenmarkt eingebunden worden – mit Auswirkungen auf die sozioökonomischen Ent-
wicklungen in diesen Regionen. Die europäische Integrationspolitik war mit der Hoffnung 
verbunden, dass die Disparitäten zwischen Ost und West schnell aufgehoben würden. Wie 
Analysen des Europäischen Raumbeobachtungsnetzwerks ESPON jedoch zeigen, sind die 
Unterschiede nicht verschwunden. Während einige postsozialistische Regionen im euro-
päischen Vergleich gut dastehen, drohen woanders neue Polarisierungen. So zeichnet sich 
in den neuen EU-Mitgliedsstaaten das Risiko einer inneren Polarisierung zwischen den 
Hauptstadt- und den übrigen Regionen ab.
Europa ohne Grenzen? Dies war eine Idee, 
die man im sozialistischen Teil des Konti-
nents kaum glauben konnte. Vor der Wende 
gab es in der „fröhlichsten Baracke“* sogar 
zwei verschiedene Reisepassformate für Pri-
vatpersonen: rot für den Osten, blau für den 
Westen. Überhaupt waren die Reisebestim-
mungen in jedem Land unterschiedlich. 
Die Bewegungsfreiheit von Menschen oder 
Unternehmen ist heute in weiten Teilen Eu-
ropas ganz normal, andernorts – auch in 
Europa – schränken Grenzen nach wie vor 
die Mobilität ein. In den letzten 25 Jahren 
wurden Grenzen aufgebaut, umgebaut, ab-
gebaut – vor allem im ehemaligen Ostblock, 
aber auch zwischen Ost und West, ange-
fangen in Deutschland. Die europäische 
Integration hat neue Rahmenbedingungen 
geschaffen und neue Perspektiven für euro-
päische Regionen eröffnet. Wie haben sich 
Ost und West in Europa entwickelt? Bis zu 
welchem Grad hat der Osten ökonomisch 
aufgeholt? Wie haben sich die Verhältnisse 
zwischen Regionen verändert? Das europä-
ische Raumbeobachtungsnetzwerk ESPON 
liefert zahlreiche Analysen, die Informatio-
nen auch zu diesen Fragen geben können. 
In diesem Artikel wird versucht, (Teil-)Ant-
worten zu dem Themenaspekt Ost-West-
Integration auszuloten.
Die Politik baut Grenzen ab und auf – 
und ändert die Rahmenbedingungen
Die gesellschaftlichen Entwicklungen in 
den 1980er-Jahren haben Druck auf die 
Politik ausgeübt, sogar in autoritär regierten 
Ländern. Der Fall der Mauer und des Eiser-
nen Vorhangs – und damit die Wiederverei-
nigung Deutschlands und Europas – waren 
eng miteinander verbunden. Eine Aktion 
in Ungarn an der Grenze zu Österreich im 
August 1989 hatte den Namen „paneuropä-
isches Picknick“. Obwohl bei dieser Aktion 
die Staatsgrenze nur räumlich und zeitlich 
begrenzt geöffnet wurde, war die Auswir-
kung dieses lokalen Ereignisses wesentlich 
größer – zeitlich wie räumlich gesehen. 
Umgekehrt haben große strukturelle und 
politische Veränderungen Auswirkungen 
bis auf die lokale-regionale Ebene gehabt. 
Die enge Verbindung zwischen der Wie-
derherstellung der deutschen Einheit und 
der europäischen Integration waren schon 
zur Zeit der Wende erkannt mit entspre-
chenden rechtlichen Konsequenzen. Der 
Einigungsvertrag zwischen der BRD und 
der DDR vom 31. August 1990 stellte be-
reits den Zusammenhang zwischen der 
Wiedervereinigung und der europäischen 
Integration klar dar, denn sie hatten vor 
*) Nach der Niederschlagung 
des Volksaufstands in Ungarn 
1956 wurde János Kádár als 
Ministerpräsident des Landes 
eingesetzt. Nach sehr autoritär 
geprägten Anfangsjahren 
ließ Kádár Ende der 1960er-
Jahre Wirtschaftsreformen 
durchführen, die im Land zu 
steigendem Lebensstandard 
führten. Dieser konnte während 
der 1970er-Jahre jedoch nur 
mit Krediten aus Staaten des 
Westblocks aufrechterhalten 
werden. Westliche Journalisten 
beschrieben die Atmosphäre 
jener Jahre mit dem Ausdruck 
„die fröhlichste Baracke“ des 
Kommunismus – was von der 
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„durch die deutsche Einheit einen Beitrag 
zur Einigung Europas und zum Aufbau ei-
ner europäischen Friedensordnung leisten, 
in der Grenzen nicht mehr trennen und die 
allen europäischen Völkern ein vertrauens-
volles Zusammenleben gewährleistet, in 
dem Bewußtsein, daß die Unverletzlichkeit 
der Grenzen und der territorialen Integrität 
und Souveränität aller Staaten in Europa in 
ihren Grenzen eine grundlegende Bedin-
gung für den Frieden ist“ (BMJV 2013). Die 
deutsche Einheit war der erste Schritt im 
Prozess der Osterweiterung der EU bzw. zu 
jenem Zeitpunkt zu einer umfassenderen 
Europäischen Gemeinschaft. Im Laufe der 
Jahre wurde die europäische Integration 
im politischen Sinne vorangetrieben und 
damit die Rahmenbedingungen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft für die Reinte-
gration der Regionen Europas nach Jahr-
zehnten der geteilten Systeme geändert.
Nach der deutschen Wiedervereinigung 
wurden andere Staaten in Europa jedoch 
nicht in ihrer Einheit gestärkt, sondern – im 
Gegenteil – getrennt. Die Sowjetunion, Ju-
goslawien und die Tschechoslowakei haben 
Teilungen erlebt, die zum Teil mit heftigen 
Konflikten einhergegangen sind und bis 
heute vielerorts unsichere Situationen hin-
terlassen haben. Damit entstanden Staats-
grenzen da, wo es früher keine gab. Die 
Freizügigkeit von Menschen, Unternehmen, 
Kapital, Produkten und Dienstleistungen 
wurde eingeschränkt. Gefühlte, gedachte 
und materielle Grenzlinien zwischen Regio-
nen wurden neu definiert, wodurch sich die 
Rahmenbedingungen der territorialen Ent-
wicklung in Europa stark verändert haben.
Die ostdeutschen Regionen sind mit dem 
Einigungsvertrag sehr schnell der Europäi-
schen Gemeinschaft (EG) beigetreten. Aber 
auch die europäische Integration wurde 
seitdem fortgeführt – sowohl horizontal als 
auch vertikal. Zum einen wurde das Gebiet 
der Europäischen Union horizontal er-
weitert: Nach dem Beitritt von Österreich, 
Schweden und Finnland 1995 hat die EU 
2004 mit ihrer größten Erweiterungsrun-
de auch ehemalige sozialistische Regionen 
aufgenommen. Damit wurden „westliche“ 
Werte und Systeme – wie Demokratie und 
Marktwirtschaft – weitgehend auch auf 
postsozialistische Staaten übertragen. Mit 
den Erweiterungen 2007 und 2013 sind wei-
tere Staaten Osteuropas beigetreten und 
haben damit die Rahmenbedingungen der 
EU für wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Entwicklungen übernommen. Zum 
anderen wurde seit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs die europäische Integration auch 
vertikal vertieft: Eine Reihe von Verträgen 
hat die Rahmenbedingungen geändert und 
die Zusammenarbeit auf europäischer Ebe-
ne verstärkt. Nicht alle Mitgliedstaaten der 
EU haben alle europäischen Verträge un-
terschrieben. So gibt es Ausnahmen, wo die 
Einheit der europäischen Grundlagen durch 
Hindernisse verschiedenster Art gebrochen 
ist: Einige Staaten haben sich entschieden, 
Grenzkontrollen oder die eigene Währung 
zu behalten. Einige neue Mitgliedstaaten 
haben gewisse Voraussetzungen noch nicht 
erfüllt und konnten so möglicherweise auch 
erwünschte Gemeinsamkeiten nicht über-
nehmen. In einigen Kernbereichen gibt es 
also innerhalb der EU weiterhin verschie-
dene Ausgangsbedingungen für regionale 
bzw. nationale Entwicklungen.
Der Vertrag über die Europäische Union (EU 
2010) setzt als Ziel die Förderung von „wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt und die Solidarität zwischen 
den Mitgliedstaaten“ (ebd.: Art. 3 EUV). 
Mit der Ergänzung des Vertrages durch den 
Lissabon-Vertrag wurde also auch die terri-
toriale Dimension des Zusammenhalts als 
Ziel eingeführt. Genauer wurde es im Ver-
trag über die Arbeitsweise der EU definiert: 
„Die Union setzt sich insbesondere zum 
Ziel, die Unterschiede im Entwicklungs-
stand der verschiedenen Regionen und den 
Rückstand der am stärksten benachteilig-
ten Gebiete zu verringern“ (ebd.: Art. 174 
AEUV). Innerhalb der EU ist es also ein 
Ziel, den Zusammenhalt zwischen den Re-
gionen und Städten voranzubringen. Auch 
wenn dieses Ziel erreicht werden könnte, 
bedeutete es jedoch, dass ein Risiko für neu 
entstehende Bruchlinien zwischen EU und 
ihren europäischen Nachbarn besteht.
Die Wende hat in den ehemaligen sozialis-
tischen Regionen viel Hoffnung auf einen 
schnellen wirtschaftlichen Aufholprozess 
mitgebracht, aber der Strukturwandel der 
1990er-Jahre hat bald für Enttäuschung 
gesorgt. In den postsozialistischen EU-Mit-
gliedstaaten hat der Weg zum EU-Beitritt 
diese Hoffnung wiederbelebt. Wie steht es 
um den territorialen Zusammenhalt zwi-
schen Ost und West 25 Jahre nach der Wen-
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de und gut zehn Jahre nach der größten Er-
weiterungsrunde der EU? Dieser Frage gehe 
ich im nächsten Kapitel anhand einer Reihe 
von aktuellen europäischen Forschungser-
gebnissen des ESPON-Programms nach.
Europäische Raumforschung im 
Dienst des europäischen territorialen 
Zusammenhalts – ESPON
Bis zum Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags 
(EU 2007) war Raumentwicklung eine nati-
onale Kompetenz der EU-Mitgliedstaaten. 
Erst seit 2009 ist die Zuständigkeit in der 
Politik des territorialen Zusammenhaltes 
zwischen der EU-Kommission und den 
Mitgliedstaaten geteilt. Allerdings hatten 
die Mitgliedstaaten schon in den 1990er-
Jahren entdeckt, dass die Regionen Eu-
ropas sich gegenseitig beeinflussen und 
Raumentwicklungspolitik deshalb eine Ko-
ordination zwischen den Staaten braucht. 
Um systematisch Informationen über die 
räumliche Entwicklung Europas zu gewin-
nen, finanziert die Europäische Kommissi-
on zusammen mit den EU-Mitgliedstaaten 
das ESPON-Programm. Transnationale Ex-
pertengruppen führen aufgrund praxisre-
levanter Fragestellungen Analysen für den 
sogenannten ESPON-Raum durch. Mit den 
erarbeiteten Befunden ist Europa besser 
zu verstehen. So können sie zu einer wis-
sensbasierten Politik beitragen. Neben den 
EU-Mitgliedstaaten nehmen auch Island, 
Norwegen, Liechtenstein und die Schweiz 
am ESPON-Programm teil. Das Programm 
liefert Informationen über verschiedene 
Aspekte räumlicher Entwicklung. Die For-
schungsprojekte widmen sich entweder 
einem bestimmten Raumtyp (z. B. Metro-
polen, ländlicher Raum, Klein- und Mittel-
städte) oder einem raumrelevanten Thema 
(z. B. Demografie, Wirtschaftskrise, Klima-
wandel). Damit ermöglichen sie der Politik, 
wichtige Herausforderungen der europäi-
schen Raumentwicklung zu identifizieren, 
wissensbasierte Entscheidungen zu treffen 
und passende Ziele zu setzen. Die ESPON-
Analysen liefern also wertvolle Informa-
tionen – jedoch in der Regel nur für den 
ESPON-Raum. Dadurch entstehen neue 
Grenzen: Grenzen der Datenverfügbarkeit 
oder Grenzen zwischen der EU, Osteuropa, 
Westbalkan und Nordafrika. Einige Projekte 
wagen aber auch den Blick über die Gren-
zen der EU bzw. des ESPON-Raums hinaus. 
All dies kann hier im Weiteren nicht einbe-
zogen werden. Für die Thematisierung eu-
ropäischer Grenzen muss ich mich in die-
sem Artikel auf die Quellen einiger weniger 
diesbezüglich relevanter ESPON-Projekte 
beschränken. Was wurde in diesen Projek-
ten über Einheit und Differenz diskutiert? 
Wo sind wir heute – europäisch gesehen – 
auf dem Weg zu mehr Einheit? Und wo kon-
statieren wir alte und neue Differenzen?
Fortbestehendes Ungleichgewicht  
in Europa – zwischen Ost und West
Vor der Wende haben sich viele osteuro-
päische Menschen überlegt oder gar vor-
genommen, irgendwie aus ihrem Staat zu 
flüchten und im Westen einen Neustart zu 
schaffen. Die Staaten des Ostblocks hin-
gegen wollten die Abwanderung ihrer Be-
Karte 1
Typologie des demografischen Status in der EU, 2005
Quelle: ESPON DEMIFER Projekt
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völkerung mit Verstärkung der physischen 
Grenze verhindern. Mit dem Fortschritt der 
europäischen Integration sind die Gren-
zen zum Teil verschwunden, und mit dem 
Recht auf Freizügigkeit können EU-Bürge-
rinnen und -Bürger ihren Wohnort heute 
auch grenzüberschreitend frei wählen. Ne-
ben natürlichen Faktoren wie Geburt und 
Mortalität beeinflussen derzeit vor allem 
grenzüberschreitende Wanderungen die 
Bevölkerungsentwicklung und die Alters-
struktur in den Mitgliedstaaten.
Obwohl im DEMIFER-Projekt (ESPON; 
NIDI 2010) die Typologie der Regionen auf-
grund von verschiedenen demografischen 
Indikatoren festgelegt wurde, ist auf Karten 
die Grenze zwischen Ost und West immer 
deutlich zu sehen (Karte 1, S. 419). Die Re-
gionen des ehemaligen Ostblocks weisen 
mehr oder weniger durchgängig Bevölke-
rungsrückgang auf. Alle postsozialistischen 
Regionen zeigen die Merkmale schrump-
fender Regionen und Schwierigkeiten mit 
ihrem Arbeitsmarkt. Daraus entsteht auf 
der Landkarte wie im Kopf der Menschen 
ein zusammenhängendes Gebiet aus post-
sozialistischen Ländern und Griechenland. 
Stark schrumpfende Regionen sind vor al-
lem in Ostdeutschland, Estland, Lettland 
sowie in einzelnen Regionen Ungarns und 
Bulgariens zu sehen. Im Gegensatz zu der 
Homogenität der postsozialistischen Regio-
nen zeigen die westeuropäischen Regionen 
eine große Vielfalt bezüglich der demogra-
fischen Merkmale. Diese Typologie wurde 
am Anfang des ESPON 2013-Programms 
entwickelt und berücksichtigt weder die 
Wanderungsströme infolge der Öffnung des 
EU-Arbeitsmarktes noch der Wirtschafts-
krise – oder gar die aktuelle Zuwanderung 
von Flüchtlingen aus nichteuropäischen 
Staaten.
Um die heutigen Grenzen in Europa besser 
zu verstehen, ermöglicht das Projekt ITAN 
(ESPON 2014), einige wichtige Grundinfor-
mationen über die Nachbarschaft der EU 
zu gewinnen. Die Bevölkerungsentwicklung 
in den Nachbarstaaten nach Himmelsrich-
tung (Ost, Südost, Süd) ist unterschiedlich. 
Die östlichen Nachbarn, vor allem Staaten 
der ehemaligen Sowjetunion, haben einen 
starken Bevölkerungsrückgang. Nur weni-
ge Teilgebiete, vor allem Hauptstädte mit 
ihrem engeren Einzugsbereich, zeigen eine 
positive Entwicklung der Bevölkerungszahl 
(Karte 2). Ähnliche Entwicklungen sind in 
Staaten des ehemaligen Jugoslawien zu be-
obachten, obwohl Slowenien und Kroatien 
mittlerweile Mitglieder der EU sind. Dabei 
ist selbstverständlich nicht zu vergessen, 
dass der vorherige Staat durch Unruhen und 
Krieg zerfallen ist. Das hatte zur Folge, dass 
in der südöstlichen Nachbarschaft zwischen 
1991 und 2011 die Bevölkerung um 2 Milli-
onen Menschen (10 %) zurückgegangen ist. 
Mit einem Blick auf die grenzüberschreiten-
den Wanderungsdaten hat ESPON versucht, 
die Auswirkung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu erfassen. In den Jahren 2007 
bis 2012 hat sich mancherorts die Richtung 
der Wanderungen geändert. In den von der 
Wirtschaftskrise stark betroffenen Staa-
ten – wie Island, Irland, Portugal, Spanien 
oder Griechenland – hat sich der Wande-
rungssaldo von positiv auf negativ geändert 
(ESPON 2013). Gleichzeitig hat die Nettozu-
wanderung in Deutschland und Österreich 
zugenommen. Deren Veränderung ist unter 
Karte 2 
Bevölkerungsentwicklung in der EU und deren Nachbarschaft
Quelle: ESPON ECR2 Projekt
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anderem damit zu erklären, dass diese bei-
den Länder die Grenzen ihres Arbeitsmark-
tes für die Arbeitnehmer der neuen Mit-
gliedstaaten erst 2011 geöffnet haben. 
In den neuen Mitgliedstaaten der EU sieht 
man unterschiedliche Entwicklungen: Slo-
wenien und Tschechien haben einen posi-
tiven, aber zurückgehenden Wanderungs-
saldo, die mitteleuropäische Staaten haben 
eine relativ stabile Wanderungsbilanz, und 
die osteuropäische Staaten – wie Rumäni-
en, Bulgarien und die baltischen Staaten 
– haben eine relativ starke Abwanderung. 
Unterschiede zwischen Ost und West bilden 
sich in den Wanderungsströmen also deut-
lich ab.
Die Bevölkerungsentwicklung innerhalb 
der EU-Staaten steht oft in Zusammenhang 
mit der Wirtschafts- bzw. Arbeitsmarktlage. 
Die Finanzkrise 2008 und die Folgekrisen 
der Realwirtschaft und der öffentlichen Fi-
nanzen haben räumlich unterschiedliche 
Auswirkungen in den Regionen Europas 
gezeigt. Im ECR2-Projekt (ESPON 2014) 
wurde die Widerstandsfähigkeit der Re-
gionen unter anderem mit einem relativ 
einfachen, aber ziemlich aussagekräftigen 
Modell getestet. Das Modell berücksichtigt 
das Vorkrisen-Niveau und die Nachkrisen-
Entwicklung der Wirtschaft. In Europa wa-
ren sowohl Regionen im Osten als auch im 
Westen von der Wirtschaftskrise betroffen. 
Der Verlauf des ehemaligen Eisernen Vor-
hangs ist nur deshalb deutlich zu sehen, 
weil die widerstandsfähigsten europäischen 
Regionen in Österreich, Westdeutschland 
und Süd-Schweden zu sehen sind. Sowohl 
im Osten als auch im Westen Europas wei-
sen die Regionen hinsichtlich ihrer Wider-
standsfähigkeit eine große Vielfalt auf. Die 
nationalwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen hatten einen großen Einfluss da-
rauf, wie stark die Wirtschaftsleistung der 
Regionen von der Krise betroffen war. Vor 
allem in Griechenland, Spanien, Portugal 
und Irland waren die Regionen ähnlich 
negativ betroffen: In der Periode 2008 bis 
2011 konnten diese Regionen sich von der 
Wirtschaftskrise nicht erholen und gar kein 
Wachstum aufweisen. So droht ökonomisch 
eher eine Nord-Süd Spaltung und weniger 
eine Ost-West Spaltung. Auch von den post-
sozialistischen Regionen konnten sich viele 
bis 2011 nicht von der Wirtschaftskrise er-
holen. Aber es gab auch Räume, die in der 
Karte 3  
Widerstandsfähigkeit der Regionen in der Wirtschaftskrise
Quelle: ESPON ECR2 Projekt
Krise relativ widerstandsfähig waren, wie 
die Regionen Ost-Polen und einige Haupt-
stadtregionen wie Warschau, Budapest, 
Bukarest oder Berlin. Die hatten entweder 
keinen Rückgang der Beschäftigung oder 
aber eine schnelle Erholung nach dem 
Rückgang (Karte 3).
Hauptstadtregionen nehmen eine beson-
dere Rolle in den postsozialistischen Staa-
ten ein. Im Vergleich zu den alten Mit-
gliedstaaten gibt es wesentlich weniger 
Metropolen in den neuen Mitgliedstaaten, 
und diese sind in den meisten Fällen le-
diglich die Hauptstädte, wie es bereits das 
FOCI-Projekt (ESPON 2010) darstellte. Es 
fehlen Großstädte, die genug Funktionen 
aufweisen könnten, um eine polyzentrische 
und ausgewogene Entwicklung zu gewähr-
leisten. Auf dem Territorium des ehemali-
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gen Ostblocks können nur Ostdeutschland 
und Polen zentrale Metropolfunktionen 
außerhalb der Hauptstadtregionen aufwei-
sen. Wichtiger Unterschied zwischen den 
alten westlichen und östlichen Staaten ist 
die Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
Metropolen und deren Hinterland (Karte 4). 
In den meisten Regionen des ehemaligen 
Westens ist dieses Verhältnis bezüglich der 
Wirtschaftsleistung relativ ausgewogen, 
ohne große Veränderungen im Zeitverlauf. 
Im Osten hat sich dieses Verhältnis über 
die letzten Jahre stark verändert. In Ost-
deutschland ist eher eine relativ starke De-
konzentration der Wirtschaftsleistung zu 
sehen, während in den anderen ehemaligen 
sozialistischen Staaten eine starke Konzen-
tration der Wirtschaft in den Metropolen, 
den Hauptstädten, festzustellen ist. Trotz 
dieser Konzentration der Wirtschaftsleis-
tung in den wenigen Metropolen der neuen 
EU-Mitgliedstaaten sind diese Städte weni-
ger in die globale Wirtschaft eingebunden. 
Die Firmenzentralen globaler Firmen zum 
Beispiel konzentrieren sich vor allem auf 
das sogenannte Pentagon-Gebiet, also das 
Gebiet zwischen London-Paris-Mailand-
München-Hamburg. Im Osten sind ledig-
lich die Hauptstädte in der Lage, den Zen-
tralen von Firmen mit globaler Bedeutung 
eine attraktive Standortoption anzubieten.
Zukünftig zu erwartende Disparitäten
Politik soll Lösungen für die Herausforde-
rungen der Zukunft finden. Es ist deutlich 
zu sehen, in welchen Bereichen Europas die 
Teilung zwischen Ost und West auch nach 
mehr als zwei Jahrzehnten spürbar ist. Aber 
wie geht es weiter? Diese Frage ist schwer 
zu beantworten. Das ESPON ET2050-Pro-
jekt (2014) hat versucht, entlang mehreren 
Szenarien die Zukunft der räumlichen Ent-
wicklung in Europa aufzubereiten.
Aufgrund der Modellrechnungen des Pro-
jektes wird eine weitere Teilung hinsichtlich 
der Bevölkerungsentwicklung erwartet: Die 
postsozialistischen Regionen dürften weiter 
stark schrumpfen – mit einigen Ausnahmen 
vor allem der Hauptstadtregionen. Dabei 
weisen die Regionen östlich des ehemaligen 
Eisernen Vorhangs eine relative Homogeni-
tät auf. Hingegen entwickeln sich die Be-
völkerungszahlen der Regionen im Westen 
ziemlich unterschiedlich. So könnte sich in 
Mitteleuropa der statistisch sichtbare Ver-
lauf des Eisernen Vorhangs auflösen, viele 
Regionen in Österreich und Westdeutsch-
land können ähnliche Schrumpfung erwar-
ten wie die Regionen im Osten (Karte 5).
Unmittelbar nach der Wende war eine der 
größten Hoffnungen, dass die östlichen 
Regionen nach einer schnellen Übergangs-
periode aufholen könnten. Diese Hoffnung 
war eine wichtige Triebfeder sowohl für die 
Wiedervereinigung Deutschlands als auch 
für die Erweiterung der EU. Das Aufholen 
gelang jedoch nicht so schnell wie erwartet. 
Die ökonometrischen Modelle des ET2050-
Projektes haben verschiedene Szenarien 
für die BIP-Entwicklung in der Zukunft er-
arbeitet. Neben dem Baseline-Szenario 
(business as usual) wurden explorative Mo-
delle unter drei extremen Rahmenbedin-
gungen durchgeführt: Alternative 1 rech-
nete mit einer Wirtschaftsrezession, in der 
Karte 4 
Veränderung der Disparitäten zwischen Metropolen und deren Hinterland
 Quelle: ESPON FOCI Projekt
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Globalisierung und Wachstum der Schwel-
lenländer zu geringerem Wachstum der In-
dustrieländer führen. Alternative 2 rechnete 
mit einem starken technischen Fortschritt, 
der durch Innovationen zu höherer Produk-
tivität führt. Alternative 3 rechnete mit stei-
genden Energiepreisen bzw. Energiesteuern 
und dadurch höheren Kosten. Das Projekt 
kombinierte diese Rahmenbedingungen 
mit drei möglichen Schwerpunkten der EU-
Kohäsionspolitik: 
a. Metropolen werden gefördert; 
b. Die zweite Reihe der Städte wird  
gefördert; 
c. Ländliche Regionen und Klein- und  
 Mittelstädte werden gefördert.
Im Baseline-Szenario werden die postsozi-
alistische Regionen ihre Positionen in Be-
zug auf BIP je Einwohner im Vergleich zum 
EU-Durchschnitt meist behalten – aber 
Ostdeutschland, Tschechien, Südost-Polen, 
Nord-Ungarn, Mittel-Rumänien sowie Est-
land und Litauen werden in der Zukunft 
schneller wachsen als der EU-Durchschnitt. 
Hauptstädte wie Bukarest, Budapest, Bra-
tislava können sogar ein relativ starkes BIP-
Wachstum erwarten (Karte 6). In Westeu-
ropa erwarten die Modellrechnungen eine 
eher ungleiche Entwicklung mit einer Viel-
falt von regionalen Wachstumsraten. In der 
Folge droht den alten Mitgliedstaaten eine 
Vertiefung des Nord-Süd-Unterschiedes. 
Insgesamt wird erwartet, dass bis 2051 in-
nerhalb der EU regionale Disparitäten ab-
nehmen (Abbildung). Jedoch wird das BIP 
in den neuen Mitgliedstaaten das nomina-
le Niveau der alten Mitgliedstaaten nicht 
erreichen, unabhängig davon, welches Ex-
trem-Szenario gewählt wird (ESPON 2014).
Karte 5 
Prognose der Bevölkerungsentwicklung in Europa
Quelle: ESPON ET2050 Projekt
Abbildung
Prognose der Veränderung des BIP
 Quelle: ESPON ET2050 Projekt
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Ökonometrische Modelle und quantitative 
Analysen können grobe, generalisierte und 
flächendeckende Schätzungen über Ent-
wicklungspfade aufzeigen, aber qualitative 
Analysen können das Verständnis über die 
Entwicklungschancen verbessern. Insofern 
tragen auch schon bisherige qualitative 
Analysen über Mittelosteuropa zu dem Ver-
ständnis über Unterschiede zwischen Ost 
und West bei. Die postsozialistischen Regi-
onen in Mittelosteuropa haben eine abhän-
gige Marktwirtschaft, denn die Wirtschaft 
ist von ausländischen, externen (privaten 
und öffentlichen) Investitionen abhängig. 
Diese Investitionen bringen punktuell eine 
Modernisierung der Technologien und Ar-
beitsabläufe mit. Aber parallel dazu kön-
nen Regionen, in denen diese Investitio-
nen fehlen, nicht aufholen. Infolgedessen 
droht eine Segmentierung der Wirtschaft 
mit deutlichen räumlichen Unterschieden. 
Auch die öffentlichen Investitionen sind 
meist von außen finanziert: In der Periode 
2007 bis 2009 lag in sieben der zehn osteu-
ropäischen postsozialistischen neuen Mit-
gliedstaaten der Anteil der Strukturfonds 
und deren Kofinanzierung über 50 % aller 
öffentlichen Investitionen (Healy/Bristow 
2013). Die Abhängigkeit von externen In-
vestitionen wird die räumlichen Dispari-
täten innerhalb der neuen Mitgliedstaaten 
erhöhen, und es droht das Risiko der weite-
ren Konzentration und Polarisierung – auch 
wenn diese Volkswirtschaften auf nationa-
ler Ebene relativ aufholen.
Karte 6 
Prognose der Veränderung des BIP-Wachstums im Vergleich  
zum EU-Durchschnitt
 Quelle: ESPON ET2050 Projekt
Fazit
In der Euphorie unmittelbar nach der Wen-
de gab es große Hoffnung auf ein schnelles 
wirtschaftliches Aufholen der postsozialisti-
schen Regionen und auf eine Angleichung 
der Lebensbedingungen. Mit der EU-Er-
weiterung verstärkte sich diese Hoffnung in 
den neuen Mitgliedstaaten noch. Nach dem 
Zusammenbruch der Wirtschaft infolge der 
Wende konnten die postsozialistischen Re-
gionen über die Folgejahre hinweg ein re-
lativ starkes BIP-Wachstum entwickeln und 
damit die Ost-West-Unterschiede verrin-
gern. Dieser Prozess brach jedoch während 
der Banken- und Finanzkrise, die sich nach 
2008 zu einer Weltwirtschaftskrise entwi-
ckelte, ab. Die europäischen Regionen wa-
ren von diesem Umbruch vergleichsweise 
ungleich betroffen. 
Die Grenze zwischen Ost und West ist in 
den Indikatoren für wirtschaftliche Ent-
wicklung – und infolgedessen auch in de-
nen der demografischen Entwicklung – im-
mer noch sichtbar. Aber mit der Zeit wird 
der alte Grenzverlauf unschärfer, und neue 
Grenzen der Disparität entstehen: Diese 
zeigen sich insbesondere zwischen den 
durch externe Investitionen besser in die 
internationale Wirtschaft eingebundenen 
Regionen, was vor allem auf Hauptstadt-/
Metropolregionen zutrifft, und weniger 
entwickelten Regionen. Wirtschaftslage, Le-
bensbedingungen und demografische Ent-
wicklungen beeinflussen sich gegenseitig. 
Die meisten postsozialistischen Regionen 
müssen mit deutlich gewachsenen Her-
ausforderungen des demografischen Wan-
dels, der Schrumpfung der Bevölkerung 
und des Arbeitskräftepotenzials rechnen. 
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Das gilt nicht nur für die EU-Länder, son-
dern auch für die Staaten in deren östlicher 
Nachbarschaft. Unterschiede zwischen Ost 
und West werden mit hoher Wahrschein-
lichkeit auch in den kommenden Jahrzehn-
ten sichtbar und quantitativ messbar sein. 
In den neuen EU-Mitgliedstaaten besteht 
zudem das Risiko der weiteren inneren 
Polarisierung zwischen den Hauptstadt- 
und den anderen Regionen. Um die Chan-
cen für eine ausgewogene Raumentwick-
lung in Europa besser auszuloten, müssen 
quantitative Analysen mit qualitativen Be-
wertungen ergänzt werden. Damit könnten 
die postsozialistischen Entwicklungen bes-
ser verstanden und effizientere Maßnah-
men der Raumentwicklungspolitik entwi-
ckelt und umgesetzt werden. Eine stärkere 
thematische Verknüpfung könnte zudem 
andere Fachpolitiken beeinflussen, die sie 
betreffenden räumlichen Aspekte der Ent-
wicklung stärker zu berücksichtigen.
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